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d) Versorgungsgänge für die Gegenstände des täglichen Be-
darfs und der Einkauf in Ladengeschäften sowie die Inan-
spruchnahme sonstiger Dienstleistungen im Landkreis und 
des angrenzenden Landkreises oder der Kreisfreien Stadt,

e) die Wahrnehmung des notwendigen Lieferverkehrs, ein-
schließlich Brief- und Versandhandel,

f) Fahrten von Feuerwehr-, Rettungs- oder Katastrophen-
schutzkräften zum jeweiligen Stützpunkt oder Einsatzort,

g) die Inanspruchnahme medizinischer, psychosozialer und 
veterinärmedizinischer Versorgungsleistungen sowie der Be-
such Angehöriger der Heil- und Gesundheitsfachberufe, so-
weit dies medizinisch erforderlich ist oder im Rahmen einer 
dringend erforderlichen seelsorgerischen Betreuung,

h) der Besuch bei Ehe- und Lebenspartnern sowie bei Part-
nern von Lebensgemeinschaften, hilfsbedürftige Menschen, 
Kranken oder Menschen mit Einschränkungen, soweit sie 
nicht in einer Einrichtung sind, und die Wahrnehmung des 
Sorge- und Umgangsrechts im jeweiligen privaten Bereich,

i) die Teilnahme an Zusammenkünften der Staatsregierung 
und der kommunalen Vertretungskörperschaften sowie der 
Teilnahme an Terminen der Behörden, Gerichte, Staatsan-
waltschaften oder anderer Stellen, die öffentliche Aufgaben 
wahrnehmen, dazu gehört auch die Teilnahme an öffentli-
chen Gerichtsverhandlungen und die Wahrnehmung von 
Terminen kommunaler Räte sowie von deren Ausschüssen 
und Organen und Maßnahmen, die der Versorgung oder der 
Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung dienen. Die Teilnah-
me an öffentlichen Sitzungen und Terminen ist nach den gel-
tenden Vorschriften zu gewährleisten;

j) die Teilnahme an notwendigen Gremiensitzungen von juris-
tischen Personen des privaten und öffentlichen Rechts sowie 
von rechtsfähigen und teilrechtsfähigen Gesellschaften und 
Gemeinschaften, Betriebsversammlungen und Veranstaltun-
gen der Tarifpartner, Sitzungen von Hochschulräten, Nominie-
rungsveranstaltungen von Parteien und Wählervereinigungen,

k) die Wahrnehmung unaufschiebbarer Termine gemeinsam 
mit einer Person eines weiteren Hausstands bei Gerichts-
vollziehern, Rechtsanwälten, Notaren, Steuerberatern, Wirt-
schaftsprüfern, Insolvenzverwaltern und Bestattern und zur 
rechtlichen Betreuung,

l) Zusammenkünfte und Besuche in der Öffentlichkeit und in der 
eigenen Häuslichkeit sind bis 22. Dezember 2020 mit Angehö-
rigen des eigenen Hausstandes, in Begleitung der Partnerin oder 
des Partners, mit Personen, für die ein Sorge- und Umgangs-
recht besteht und mit Angehörigen eines weiteren Hausstandes 
bis insgesamt 5 Personen zulässig; für den Zeitraum ab 23. De-
zember 2020 ist der Aufenthalt in der Öffentlichkeit und in der 
eigenen Häuslichkeit im engsten Familien-und Freundeskreis 
bis insgesamt 10 Personen zulässig; für die Berechnung der 
zulässigen Personenzahl bleiben dazugehörige Kinder bis zur 
Vollendung des 14. Lebensjahres außer Betracht.

m) die Begleitung von unterstützungsbedürftigen Personen und 
Minderjährigen,

n) Eheschließung im engsten Familienkreis, wobei die Anzahl 
25 Personen nicht überschreiten darf,

o) die Begleitung Sterbender sowie Beerdigungen im engsten 
Familienkreis, wobei die Anzahl 25 Personen nicht über-
schreiten darf,

p) Sport und Bewegung im Freien im Umkreis von 15 Kilo-
metern des Wohnbereichs sowie der Besuch des eigenen 
oder gepachteten Kleingartens oder Grundstücks unter Ein-
haltung der Kontaktbeschränkung nach § 2 Absatz 1 und 1a 
SächsCoronaSchVO,

q) unabdingbare Handlungen zur Versorgung von Tieren.

Im Falle einer Kontrolle durch die zum Vollzug dieser Verfügung 
betrauten Stellen sind die triftigen Gründe durch den Betroffenen 
in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. Eine Glaubhaftmachung 
kann insbesondere durch Vorlage einer Arbeitgeberbescheinigung, 
eines Betriebs- oder Dienstausweises oder durch mitgeführte Per-
sonaldokumente erfolgen.

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß §§ 28 Abs. 1, 28 a Abs.1, Abs.2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist, in 
Verbindung mit der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für 
Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Co-
ronaviurs SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-Ver-
ordnung - SächsCoronaSchVO) vom 27. November 2020 nachfolgende
Allgemeinverfügung
Über die in der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für 
Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem 
Coronaviurs SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-
Schutz-Verordnung - SächsCoronaSchVO) vom 27. November 2020 
getroffenen Maßnahmen hinaus werden für den gesamten Landkreis 
Leipzig folgende Maßnahmen angeordnet:

1. Das Tragen einer Mund-Nasenbedeckung wird auch unter freiem 
Himmel täglich im Zeitraum von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr im Be-
reich von Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 242.2. nach 
Anlage 1 zu Straßenverkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Be-
reichen (Verkehrszeichen 325.1 und 325.2. nach Anlage 3 zu Stra-
ßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Parkplätzen und Park-
plätzen vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in Parkhäusern, 
Parkgaragen, auf Parkdecks, auf Spiel- und Sportplätzen und in öf-
fentlich zugänglichen Parkanlagen angeordnet. Ausgenommen sind 
die Fortbewegung ohne Verweilen mit Fortbewegungsmitteln und 
die sportliche Betätigung. Die Ausnahmen von der Verpflichtung 
zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung nach § 3 Absatz 2 der 
Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung gelten entsprechend.

2. Die Abgabe von Alkoholika und alkoholhaltigen Getränken ist 
täglich im Zeitraum von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr außerhalb von 
Läden und Geschäften im Bereich von Fußgängerzonen (Verkehrs-
zeichen 242.1 und 242.2. nach Anlage 1 zu Straßenverkehrsord-
nung) und verkehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 
und 325.2. nach Anlage 3 zu Straßenverkehrsordnung) sowie auf 
öffentlichen Parkplätzen und Parkplätzen vor Einkaufszentren, 
Geschäften und Läden, in Parkhäusern, Parkgaragen, auf Park-
decks, auf Spiel- und Sportplatzen und in öffentlich zugänglichen 
Parkanlagen untersagt.

3. Der Alkoholkonsum ist im Zeitraum von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr 
im Bereich von Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 242.2. 
nach Anlage 1 zu Straßenverkehrsordnung) und verkehrsberuhigten 
Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 und 325.2. nach Anlage 3 zu 
Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Parkplätzen und 
Parkplätzen vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in Park-
häusern, Parkgaragen, auf Parkdecks auf Spiel- und Sportplatzen 
und in öffentlich zugänglichen Parkanlagen untersagt.

4. Einrichtungen der Erwachsenenbildung mit Ausnahme von  
Onlineangeboten, sind zu schließen.

5. Versammlungen sind nur unter freiem Himmel und ausschließlich 
ortsgebunden mit einer Teilnehmerzahl von maximal 200 Perso-
nen zulässig; weiterhin gelten die Regelungen des § 9 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 SächsCoronaSchVO; im Einzelfall können Ausnah-
men erteilt werden, wenn dies aus infektionsschutzrechtlicher 
Sicht vertretbar ist.

6. Das Verlassen der häuslichen Unterkunft ohne triftigen Grund ist 
untersagt. Triftige Gründe im Sinne des Satz 1 sind:
a) die Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben und Eigentum,
b) die Ausübung beruflicher Tätigkeiten,
c) der Besuch der Schule und von Einrichtungen der Kinder-

tagesbetreuung, Einrichtungen der Eingliederungshilfe für 
Menschen mit Behinderungen, Einrichtungen der berufsbe-
zogenen, schulischen und akademischen Aus- und Fortbil-
dung, Einzelunterricht an Musikschulen sowie von Kirchen 
und anderen Orten der Religionsausübung,
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7. Verschärfende Anordnungen der örtlichen Gesundheitsbehörden 
im Zusammenhang mit der Eindämmung der Corona-Pandemie 
bleiben unberührt.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft und am 28. Dezember 2020 0 Uhr außer 
Kraft.

Begründung
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2, § 16, § 54 des IfSG in 
Verbindung mit § 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz  
(IfSGZuVO) sachlich für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zu-
ständig. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur 
Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungs-
rechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Rechtsgrundlage für die Anordnungen unter Ziffer 1 bis Ziffer 6 ist  
§ 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 28 a Abs. 1 und Abs. 2 IfSG. 
Danach trifft die zuständige Behörde bei der Feststellung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen oder Ansteckungsverdächtigen die notwendi-
gen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in § 28 a Abs. 1 und Abs. 2 
IfSG genannten, solange und soweit es zur Verhinderung der Verbrei-
tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.
Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, übertragbare Krankheiten 
beim Menschen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu erkennen und 
ihre Weiterverbreitung zu verhindern.
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder 
Ausscheider festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, 
krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Be-
hörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die notwendigen Schutzmaßnahmen, 
soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragba-
rer Krankheiten erforderlich ist. Unter diesen Voraussetzungen kann 
die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG Veranstaltungen 
oder sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Personen be-
schränken oder verbieten. Erfasst sind davon alle Zusammenkünfte von 
Menschen, die eine Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen.
Das neuartige Coronavirus SARS-Cov-2 ist ein Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG.
Da es weder einen zugelassenen Impfstoff, noch eine wirksame Thera-
pie gegen die COVID-19 Erkrankung gibt und es sich bei der Verbrei-
tung des Virus um eine sehr dynamische Situation handelt, sind geeigne-
te und angemessene Maßnahmen zur Eindämmung und Verlangsamung 
der Ausbreitung zu ergreifen. Eine wesentliche Schutzmaßnahme zur 
Verhinderung der Weiterverbreitung des Coronavirus (Sars Cov 2) ist 
die massive Verringerung von physischen sozialen Kontakten.
Die bislang ergriffenen Schutzmaßnahmen führten bisher nicht zum 
gewünschten Erfolg. Eine wirksame Eindämmung der Verbreitung 
der Covid-19 Erkrankung konnten sie nicht fördern. Vor diesem Hin-
tergrund erlauben § 28 a Abs. 1 und Abs. 2 IfSG weitere Schutzmaß-
nahmen wie z. B. Ausgangsbeschränkungen zu ergreifen. Ohne solche 
Beschränkungen würde es zu einem weiteren exponentiellen Wachstum 
von Infektionen kommen und zu einer Überforderung des Gesundheits-
systems führen.
Um dieses Ziel zu erreichen, sind die Anordnungen für das gesamte 
Kreisgebiet erforderlich. Im gesamten Landkreis Leipzig kommt es flä-
chendeckend zu einer Häufung von Infektionen. Der Inzidenzwert auf 
100.000 Einwohner ist bereits seit mehreren Wochen konstant auf ho-
hem Niveau von über 100 bis 150 Neuinfektionen auf 100.000 Einwoh-
nern. Eine schwerpunktmäßige Betroffenheit einzelnen regionaler Ge-
biete ist nicht mehr erkennbar. Die Entwicklung der Infektionszahlen 
zeigen weiterhin eine stark steigende Tendenz. Aus diesem Grund sind 
die in § 8 Abs. 2 SächsCoronaSchVO auf einer ersten Stufe vorgesehe-
nen Maßnahmen nicht mehr ausreichend, um die steigenden Tendenz 
der Ausbreitung des Virus zu verhindern, zumal im gesamten Freistaat 
Sachsen derzeit eine nahezu flächendeckende Überschreitung des In-
zidenzwertes von 200 Neuinfektionen auf 100.000 Einwohnern fest-
zustellen ist. Aufgrund dieser Rahmenbedingungen hat der Landkreis 
Leipzig entschieden, bereits jetzt die Schutzmaßnahmen anzuordnen, 
die bei Überschreitung des Inzidenzwertes nach § 8 Abs. 4 SächsCoro-
naSchVO verpflichtend anzuordnen wären.
Die unter Ziffer 1 bis Ziffer 6 angeordneten Maßnahmen sind insgesamt 
auch verhältnismäßig.

Ziel der Allgemeinverfügung ist es, die Übertragungswege von SARS-
CoV-2 zu unterbrechen und das Risiko einzudämmen, ohne dabei das 
öffentliche Leben gänzlich zum Stillstand zu bringen. Da die Übertra-
gung des Coronavirus durch den Kontakt mit Menschen erfolgt, ist die 
Reduzierung der Anzahl von Personen und Zusammenkünfte ab einer 
bestimmten Anzahl an Neuinfektionen auf 100.000 Einwohner inner-
halb der letzten 7 Tage notwendig, um weitere Ansteckungen zu ver-
hindern bzw. den Kreis der möglicherweise Infizierten zu beschränken. 
Die Möglichkeit zur umfassenden, gründlichen und schnellen Unter-
brechung der Infektionsketten nimmt mit steigender Zahl der Kontakt-
personen wesentlich ab.
Des Weiteren ist das Gesundheitssystem vor einer Überlastung im 
Freistaat Sachsen zu schützen. Aktuell steigt die Zahl der behandlungs-
bedürftigen Covid-19 Patienten auf den Intensivstationen im Freistaat 
Sachsen stark an. In den umliegenden Landkreisen stehen bereits nur 
noch wenige oder sogar gar keine Intensivbetten mehr zur Verfügung. 
Auch das vorhandene Pflege- und Krankenhauspersonal ist aufgrund 
vermehrter Infektionen nicht mehr vollständig einsetzbar.
Die Anordnungen sind erforderlich und geeignet. Die Maßnahmen 
sind erforderlich, wenn kein milderes Mittel gleicher Eignung zur Ver-
fügung steht. Sie sind erforderlich, wenn das angestrebte Ziel mit der 
Maßnahme zumindest gefördert werden kann.
Die Anordnungen sind erforderlich und geeignet, um größere Men-
schenansammlungen zu vermeiden und Infektionsgeschehen wirksam 
zu begegnen. Angesichts der steigenden Zahlen der Infizierten können 
nur durch eine Reduzierung von Kontakten das Infektionsgeschehen 
unter Kontrolle behalten und Gefahren für Leib, Leben und Gesundheit 
der Bevölkerung reduziert werden.
Die Anordnungen sind daher auch angemessen, da sie nicht außer Ver-
hältnis zu dem beabsichtigten Schutz der Rechtsgüter wie Leib und Le-
ben und der Gesundheit der Bevölkerung stehen.
Beim Coronavirus (SARS-CoV-2) handelt es sich um ein neuartiges 
Virus, das ansteckend ist, eine neue, teils schwer verlaufende Krank-
heit (COVID-19) verursacht und gegen das es keine oder nur begrenz-
te Immunität in der Bevölkerung gibt. Viele Eigenschaften des Virus 
sind noch nicht ausreichend bekannt, etwa wie Patienten optimal zu 
behandeln sind und welche Langzeitfolgen eine Erkrankung hervorru-
fen kann. Mit Blick auf die Tatsache, dass selbst symptomfrei infizierte 
Personen das Coronavirus auf andere Menschen übertragen können und 
mit einer solchen Übertragung die Gefahr einer COVID-19-Erkran-
kung mit einem schweren Krankheitsverlauf einhergeht, überwiegt der 
Schutz von Leib, Leben und Gesundheit gegenüber den genannten Be-
einträchtigungen insbesondere vor dem Hintergrund, dass das soziale 
Leben der von dieser Allgemeinverfügung betroffenen Personen nicht 
gänzlich eingeschränkt wird.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i.V.m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Bekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) sowie an den Aushängetafeln des Landkrei-
ses Leipzig veröffentlicht.
Die Allgemeinverfügung gilt zunächst bis einschließlich 28. Dezember 
2020. Die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der Maßnahmen wer-
den ständig überprüft und können unter Beachtung des Infektionsge-
schehens aufgehoben oder noch verschärft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstraße 4, 04552 Borna erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendeva-
riante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.
Hinweis
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i.V.m  
§ 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Der Widerspruch hat deshalb keine 
aufschiebende Wirkung.

Borna, 02.12.2020

gez. Henry Graichen
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II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kinderta-
gesstätte „Kunterbunt“ wurde dem Gesundheitsamt am 26.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakt zu den Kin-
dern der Igelgruppe und Erziehern, wurde die häusliche Absonderung 
dieser der Kindertagesstättenleiterin am 26.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich 
erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder und Erzieher der 
Kindertagesstätte „Kunterbunt“, Püchauer 
Straße 14a, 04828 Bennewitz OT Deuben
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder der Igelgruppe 
und Erzieher, welche am 23.11.2020 mit den Indexfall Kontakt 
hatten, der Kindertagesstätte „Kunterbunt“, Püchauer Straße 14a, 
04828 Bennewitz OT Deuben.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 26.11.2020 bis 07.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im Haushalt leben. Ferner 
ist es ihnen untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, die 
nicht im selben Haushalt leben. Kontakte innerhalb des Haushaltes 
sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen 
zusammenkommen, zu denen auch die Kindertagesstätte „Kunterbunt“, 
Püchauer Straße 14a, 04828 Bennewitz OT Deuben gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kinderta-
gesstätte „Kunterbunt“ wurde dem Gesundheitsamt am 26.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakt zu den Kin-
dern der Igelgruppe und Erziehern, wurde die häusliche Absonderung 
dieser der Kindertagesstättenleiterin am 26.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich 
erkrankt.



5 Amtsblatt | 4. Dezember 2020

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch das BSZ Leipziger Land Böhlen gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person des BSZ Leipziger Land Böhlen ist an COVID 19 erkrankt 
und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung am Beruf-
lichen Schulzentrum Böhlen wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse des 1. Lehrjahres der Ausbildung zum Verwal-
tungsfachangestellten wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber 
der Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig. Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der 
ermittelten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Qua-
rantäne zu versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg 
von SARS-CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit 

Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 26.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler des 1. Lehrjahres 
der Ausbildung zum Verwaltungsfachan-
gestellten am BSZ Leipziger Land Böhlen, 
Röthaer Straße 44, 04564 Böhlen
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler des 1. Lehr-
jahres der Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten am BSZ 
Leipziger Land Böhlen, Röthaer Straße 44, 04564 Böhlen.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 08.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.
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Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder der  
Kindertagesstätte „Böhlener Knirpse“,  
Am Ring 34, 04564 Böhlen
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an die Kinder der Gruppe 
„Haus 1, EG links“ der Kindertagesstätte „Böhlener Knirpse“, 
Am Ring 34, 04564 Böhlen, die am 26.11.2020 mit dem Indexfall 
Kontakt hatten.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 02.12.2020 bis 10.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen 
zusammenkommen, zu denen auch die Kindertagesstätte „Böhlener 
Knirpse“, Am Ring 34, 04564 Böhlen gehört, kann der Krankheitserreger 
besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 
es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lange wie möglich 
zu unterbrechen. Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall 
in der Kindertagesstätte „Böhlener Knirpse“ wurden dem Gesundheits-
amt am 01.12.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und 
stattgefundenen Kontakten in der Gruppe „Haus 1, EG links“ wurde die 
Quarantäne für die betroffenen Kinder am 01.12.2020 mündlich ange-
ordnet. Für die Kinder, die am 26.11.2020 Kontakt mit dem Indexfall 
hatten, wird die häusliche Absonderung angeordnet.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-

erkrankten oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade 
in Einrichtungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von 
Mensch zu Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine 
längere Zeit zusammen ist. Hier kann es daher zur massenhaften Aus-
breitung von Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person des BSZ Leipziger Land Böhlen ist an COVID 19 erkrankt und 
mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung am BSZ Leipzi-
ger Land Böhlen wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakt im 1. Lehrjahr der Aus-
bildung zum Verwaltungsfachangestellten wurde die Quarantäne der o. g. 
Klasse gegenüber der Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. 
Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Ver-
waltungsaktes verzichtet. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG  
i. V. m. § 6 der Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntma-
chung im Landkreis Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die All-
gemeinverfügung als Notbekanntmachung auf der Webseite des Land-
kreises Leipzig (www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschiebende 
Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 
1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de
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mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. V. 
m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschiebende 
Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 
1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de.

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder, Erzieher und 
Praktikanten der Kindertagesstätte  
„Böhlener Knirpse“, Am Ring 34, 04564 Böhlen
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder, Erzieher und 
Praktikanten der beiden Vorschulgruppen der Kindertagesstätte 
„Böhlener Knirpse“, Am Ring 34, 04564 Böhlen.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 07.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. 

ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kin-
dertagesstätte „Böhlener Knirpse“ wurden dem Gesundheitsamt am 
01.12.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und statt-
gefundenen Kontakten in der Gruppe „Haus 1, EG links“ wurde die 
Quarantäne für die betroffenen Kinder am 01.12.2020 mündlich ange-
ordnet. Für die Kinder, die am 26.11.2020 Kontakt mit dem Indexfall 
hatten, wird die häusliche Absonderung angeordnet.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
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Mensch zu Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine 
längere Zeit zusammen sind. Hier kann es daher zur massenhaften Aus-
breitung von Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu kon-
trollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf Grund-
lage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der Einrichtung 
befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts 
umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgen-
schwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür sprechen 
das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefahrenabwehr zu 
ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass die betroffenen 
Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen auf 
die Gesundheit des Menschen unterschiedlich gefährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kin-
dertagesstätte „Böhlener Knirpse“ wurde dem Gesundheitsamt am 
25.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kon-
takt zu den Kindern, Erziehern und Praktikanten in beiden Vorschul-
gruppen, wurde die häusliche Absonderung dieser der Kindertagesstät-
tenleiterin am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand 
ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Entschädi-
gungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Die Namen aller Personen, mit denen in dem in Ziffer 3 genann-
ten Zeitraum in unvermeidbaren Kontakt getreten wird, sowie die 
Dauer des jeweiligen Kontakts sind täglich schriftlich zu doku-
mentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte „Böhlener Knirpse“, Am 
Ring 34. 04564 Böhlen gehört, kann der Krankheitserreger besonders 
schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es da-
her dringend erforderlich die Infektionsketten so lange wie möglich 
zu unterbrechen. Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 
erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkran-
kungsfall in der Kindertagesstätte „Böhlener Knirpse“ wurde dem 
Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der 
Erkrankung mit Kontakt zu den Kindern, Erziehern und Praktikanten in 
beiden Vorschulgruppen, wurde die häusliche Absonderung dieser der 
Kindertagesstättenleiterin am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig. Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der 
ermittelten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Qua-
rantäne zu versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg 
von SARS-CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit 
erkrankten oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade 
in Einrichtungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von 
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ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person des Kinderhortes „Pfiffikus“ ist an COVID 19 erkrankt und 
mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung in der Hort-
einrichtung wurde dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 3a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Hortleiterin am 23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, und es be-
stand innerhalb der Horteinrichtung Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 3a 
des Kinderhortes „Pfiffikus“,  
Karl-Marx-Straße 5, 04564 Böhlen
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 3a 
des Kinderhortes „Pfiffikus“, Karl-Marx-Straße 5 in 04564 Böh-
len.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 23.11.2020 bis 02.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Hortlei-
tung des Kinderhortes vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die der Kinderhort „Pfiffikus“ in Böhlen gehört, 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person des Kinderhortes „Pfiffikus“, Karl-Marx-Straße 3 in 04564 
Böhlen ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich 
bestätigt. Die Erkrankung in der Horteinrichtung wurde dem Gesund-
heitsamt am 23.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Er-
krankung und stattgefundenen Kontakten in der Klasse 3a wurde die 
Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der Hortleiterin am 23.11.2020 
mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 
19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
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6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides 
nicht Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege 
der Verwaltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang ange-
droht. Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Land-
kreises Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der 
zwangsweisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung 
in einer geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständi-
gen Amtsgericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Dinter-Oberschule gehört, kann der Krank-
heitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lan-
ge wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Dinter-Oberschule ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Schule 
wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in der Klasse 
5a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der Schulleitung 
am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine 
Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
ist. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.

mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können. Aufgrund der sich damit ergebenden, 
dringenden Handlungsnotwendigkeit zum Schutz der Bevölkerung vor 
einer Ansteckung am neuartigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2  
Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass 
des belastenden Verwaltungsaktes verzichtet. Diese Allgemeinverfügung 
tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 
Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Satzung über die Form der öffentlichen 
Bekanntmachung im Landkreis Leipzig (Bekanntmachungssatzung) 
wird die Allgemeinverfügung als Notbekanntmachung auf der Webseite 
des Landkreises Leipzig (www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 5a 
der Dinter-Oberschule, Dinterplatz 3  
in 04552 Borna
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 
5a der Dinter-Oberschule, Dinterplatz 3 in 04552 Borna.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, 
so hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende 
Verpflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 08.12.2020 die häusliche Absonderung an-
geordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schul-
leitung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.
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Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 2 a 
der Grundschule Clemens Thieme Borna, 
Sauerbruchstraße 1, 04552 Borna
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse  
2 a der Grundschule Clemens Thieme Borna, Sauerbruchstraße 1, 
04552 Borna.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule Clemens Thieme Borna gehört, 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
„Clemens Thieme“ Borna wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2 a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse 
gegenüber dem Schulleiter am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit  
§ 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sach-

Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Dinter-Oberschule ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Dinter-
Oberschule wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 5a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt und es be-
stand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig (www.
landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de
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irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Ver-
waltungsaktes verzichtet. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG  
i. V. m. § 6 der Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntma-
chung im Landkreis Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die All-
gemeinverfügung als Notbekanntmachung auf der Webseite des Land-
kreises Leipzig (www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 26.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 4a 
der Grundschule „Clemens Thieme“ Borna, 
Sauerbruchstraße 1, 04552 Borna
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 
4a der Grundschule der Grundschule „Clemens Thieme“ Borna, 
Sauerbruchstraße 1, 04552 Borna

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 10.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. 

lich für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig. Die örtliche 
Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Regelung des Ver-
waltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschu-
le Clemens Thieme Borna wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2 a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse 
gegenüber dem Schulleiter am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
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Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit 
zusammen ist. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von 
Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule „Clemens Thieme“ in Borna ist an COVID 
19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkran-
kung an der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 01.12.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 4a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleitung am 01.12.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ih-
rer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. 
V. m. § 6 der Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung 
im Landkreis Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemein-
verfügung als Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises 
Leipzig (www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Die Namen aller Personen, mit denen in dem in Ziffer 3 genann-
ten Zeitraum in unvermeidbaren Kontakt getreten wird, sowie die 
Dauer des jeweiligen Kontakts sind täglich schriftlich zu doku-
mentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule „Clemens Thieme“ in Borna ge-
hört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die 
Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule „Clemens Thieme“ in Borna ist an COVID 
19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkran-
kung an der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 01.12.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 4a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleitung am 01.12.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten 
oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade in Einrich-
tungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu 
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II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Personen des Gymnasiums sind an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungshäufung am Gymna-
sium Borna wurde dem Gesundheitsamt erstmals am 21.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kon-
takten in den Klassen 6/2 und 9/1 wurde die Quarantäne der o. g. Klas-
sen gegenüber der Schulleiterin am 23.11.2020 mündlich angeordnet 
Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an COVID 19 nachweislich 
erkrankt, und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klassen.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klassen 6/2 
und 9/1 des Gymnasiums „Am Breiten Teich“, 
Am Breiten Teich 4, 04552 Borna
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klassen 
6/2 und 9/1 des Gymnasiums „Am Breiten Teich“, Am Breiten 
Teich 4 in 04552 Borna.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die Schüler der Klasse 6/2 wird für den Zeitraum vom 
23.11.2020 bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung angeord-
net. Dies wurde den betroffenen Personen über die Schulleitung 
vorab mündlich mitgeteilt.

4. Für die Schüler der Klasse 9/1 wird für den Zeitraum 21.11.2020 
bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wur-
de den betroffenen Personen über die Schulleitung vorab mündlich 
mitgeteilt.

5. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

6. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

7. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

8. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

9. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit im-
mer weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im 
Landkreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Men-
schen zusammenkommen, zu denen auch das Gymnasium „Am Brei-
ten Teich“ Borna gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell 
übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend 
erforderlich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Personen des Gymnasiums Borna sind an COVID 19 erkrankt und 
mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungshäufung am 
Gymnasium Borna wurde dem Gesundheitsamt erstmals am 21.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in den Klassen 6/2 und 9/1 wurde die Quarantäne der o. g. 
Klassen gegenüber der Schulleiterin am 23.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an COVID 19 nach-
weislich erkrankt.
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4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“, 04451 
Borsdorf, Heinrich-Kretzschmann-Str. 35 gehört, kann der Krankheits-
erreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeit-
punkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lange 
wie möglich zu unterbrechen.
Zwei weitere Personen der Kindertagesstätte sind an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungs-
fälle in der Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“ wurden dem Gesund-
heitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der offenen 
Arbeit in der Kita sind grundlegend Kontakte untereinander nicht 
auszuschließen. Deshalb wird für alle Kinder und Erzieher, die am 
23.11.2020 - 25.11.2020 in der Einrichtung waren, die häusliche Ab-
sonderung angeordnet.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 

Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig (www.
landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder und Erzieher 
Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“,  
Heinrich-Kretzschmann-Str. 35 
 in 04451 Borsdorf
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder und Erzieher 
der Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“, 04451 Borsdorf, Hein-
rich-Kretzschmann-Str. 35, die am 23.11.2020 – 25.11.2020 in  
o. g. Kindereinrichtung waren.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 01.12.2020 bis 09.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.
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Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder und Erzieher 
in der Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“, 
Heinrich-Kretzschmann-Str. 35 in  
04451 Borsdorf
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder und Erzieher 
der Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“, 04451 Borsdorf, Hein-
rich-Kretzschmann-Str. 35, die am 16.11. 2020 und 17.11.2020 in 
o. g. Kindereinrichtung waren.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 26.11.2020 bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit im-
mer weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im 
Landkreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Men-
schen zusammenkommen, zu denen auch die Kindertagesstätte „Ap-
felkörbchen“, 04451 Borsdorf, Heinrich-Kretzschmann-Str. 35 gehört, 

sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Zwei weitere Personen der Kindertagesstätte sind an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungs-
fälle in der Kindertagesstätte „Apfelkörbchen“ wurde dem Gesund-
heitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der offenen 
Arbeit in der Kita sind grundlegend Kontakte untereinander nicht 
auszuschließen. Deshalb wird für alle Kinder und Erzieher, die am 
23.11.2020 - 25.11.2020 in der Einrichtung waren, die häusliche Ab-
sonderung angeordnet.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig (www.
landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. V. 
m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschiebende 
Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
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und 17.11.2020 in der Einrichtung waren, die häusliche Absonderung 
angeordnet. Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 ge-
nannten Personenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, 
um den Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Aus-
breitung des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig (www.
landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Entschädi-
gungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 1 b 
der Dr.-Margarete-Blank-Grundschule  
in Panitzsch, Sommerfelder Straße 6, 
 04451 Borsdorf
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 
1b der Dr.-Margarete-Blank-Grundschule in Panitzsch, Sommer-
felder Straße 6, 04451 Borsdorf.

kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infek-
tionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen. Eine Person der 
Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-
2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kindertagesstätte „Ap-
felkörbchen“ wurde dem Gesundheitsamt am 24.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der offenen Arbeit in der Kita sind grundlegend 
Kontakte untereinander nicht auszuschließen. Deshalb wird für alle 
Kinder und Erzieher, die am 16.11. und 17.11.2020 in der Einrichtung 
waren, die häusliche Absonderung angeordnet.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Ge-
fahrenabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, 
dass die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und 
ihren Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschied-
lich gefährlich sind. Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 
19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkran-
kungsfall in der Kindertagestätte „Apfelkörbchen“ wurde dem Gesund-
heitsamt am 24.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der offenen 
Arbeit in der Kita sind grundlegend Kontakte untereinander nicht aus-
zuschließen. Deshalb wird für alle Kinder und Erzieher, die am 16.11. 
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Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Dr.-Marga-
rete-Blank-Grundschule in Panitzsch wurde dem Gesundheitsamt am 
22.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und statt-
gefundenen Kontakten in der Klasse 1b wurde die Quarantäne der o. g. 
Klasse gegenüber der Schulleiterin am 22.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich 
erkrankt, und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 22.11.2020 bis 30.11.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Dr.-Margarete-Blank-Grundschule in Panitzsch 
gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen wer-
den. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich 
die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Dr.-Marga-
rete-Blank-Grundschule in Panitzsch wurde dem Gesundheitsamt am 
22.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und statt-
gefundenen Kontakten in der Klasse 1b wurde die Quarantäne der o. g. 
Klasse gegenüber der Schulleiterin am 22.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich 
erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
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kreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen 
zusammenkommen, zu denen auch das Gymnasium Brandis gehört, 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person des Gymnasiums Brandis ist an COVID 19 erkrankt und 
mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung am Gymnasi-
um Brandis wurde dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klassenstufe 8 wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber 
der Schulleiterin am 23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person des Gymnasiums ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Oberschu-
le Grimma wurde dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 zur Kenntnis 

Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der  
Klassenstufe 8 des Gymnasiums Brandis, 
Schulstraße 3, 04821 Brandis
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klassen-
stufe 8 des Gymnasiums Brandis, Schulstraße 3 in 04821 Brandis.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 23.11.2020 bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
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Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder der Kindergar-
tengruppe „Frösche“ und der Krippengruppe 2 der Kindertages-
stätte „Knirpsentreff“, Kleinsteinberger Straße 28, 04824 Brandis 
OT Beucha.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die Kinder der Kindergartengruppe „Frösche“ wird für den 
Zeitraum vom 25.11.2020 bis zum 01.12.2020 die häusliche Ab-
sonderung angeordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über 
die Kindertagesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Für die Kinder der Krippengruppe 2 wird für den Zeitraum vom 
25.11.2020 bis zum 30.11.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

5. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

6. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

7. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

8. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

9. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte „Knirpsentreff“, Kleinstein-
berger Straße 28, 04824 Brandis OT Beucha gehört, kann der Krank-
heitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lan-
ge wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung in der Kinder-
tagestätte „Knirpsentreff“ wurde dem Gesundheitsamt am 20.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakten in 
der Kindergartengruppe „Frösche“ und der Krippengruppe 2 wurde 
die Quarantäne der o.g. Gruppen der Kindertagesstätte gegenüber der 
Kindertagesstättenleiterin am 24.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 

gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klassenstufe 8 wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber 
der Schulleiterin am 23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeiti-
gen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, und es 
bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwendig-
keit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuartigen 
Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen Gefahr in 
Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwaltungsaktes 
verzichtet. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der 
Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder der  
Kindergartengruppe „Frösche“ und der  
Krippengruppe 2 der Kindertagesstätte 
„Knirpsentreff“, Kleinsteinberger Straße 28, 
04824 Brandis, OT Beucha
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
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Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig (www.
landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Entschädi-
gungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder und Erzieher 
der Kindertagesstätte „Knirpsenland“, D 74, 
04523 Elstertrebnitz
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder und Erzieher 
der Frosch- und Kükengruppe der Kindertagesstätte „Knirpsen-
land“, D 74, 04523 Elstertrebnitz.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 26.11.2020 bis 07.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht.

genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung in der Kinder-
tagestätte „Knirpsentreff“ wurde dem Gesundheitsamt am 20.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakten in 
der Kindergartengruppe „Frösche“ und der Krippengruppe 2 wurde 
die Quarantäne der o.g. Gruppen der Kindertagesstätte gegenüber der 
Kindertagesstättenleiterin am 24.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
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Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte. Es ist der im 
allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heran-
zuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso 
geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgenschwerer 
der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür sprechen das Ziel 
des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefahrenabwehr zu er-
möglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass die betroffenen 
Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen 
auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich gefährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kinderta-
gesstätte „Knirpsenland“ Elstertrebnitz wurde dem Gesundheitsamt am 
25.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kon-
takt zu den Kindern und Erziehern in der Frosch- und Kükengruppe, 
wurde die häusliche Absonderung dieser der Kindertagesstättenleiterin 
am 25.11.2020 zum 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Entschädi-
gungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

. Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte „Knirpsenland“, D 74, 04523 
Elstertrebnitz gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell 
übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend 
erforderlich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kinderta-
gesstätte „Knirpsenland“ Elstertrebnitz wurde dem Gesundheitsamt am 
25.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kon-
takt zu den Kindern und Erziehern in der Frosch- und Kükengruppe, 
wurde die häusliche Absonderung dieser der Kindertagesstättenleiterin 
am 25.11.2020 zum 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
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ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Katego- 
rie I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Schule mit dem FSP Lernen in Elstertrebnitz ist an 
COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die 
Erkrankung an der Schule wurde dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in den Klasse 4 wurde die Quarantäne der Klasse gegenüber 
der Schulleitung am 23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, und es be-
stand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 4 der 
Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
Elstertrebnitz, D 62 in 04523 Elstertrebnitz
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klas- 
se 4 der Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen Elstertrebnitz,  
D 62 in 04523 Elstertrebnitz.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die Schüler der Klasse 4 wird für den Zeitraum vom 23.11.2020 
bis 03.12.2020 die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wur-
de den betroffenen Personen über die Schulleitung vorab mündlich 
mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Schule mit dem FSP Lernen Elstertrebnitz ge-
hört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die 
Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Schule mit dem FSP Lernen Elstertrebnitz ist an  
COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die 
Erkrankung an der Schule Elstertrebnitz wurde dem Gesundheitsamt 
am 23.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und 
stattgefundenen Kontakten in den Klasse 4 wurde die Quarantäne der 
Klasse gegenüber der Schulleitung am 23.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich 
erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
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nicht im selben Haushalt leben. Kontakte innerhalb des Haushal-
tes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte „Spatzennest“, Am alten 
Sportplatz 1, 04654 Frohburg gehört, kann der Krankheitserreger be-
sonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 
es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lange wie mög-
lich zu unterbrechen.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kinder-
tagesstätte „Spatzennest“ wurde dem Gesundheitsamt am 29.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakt zu den 
Kindern, Praktikanten und Erzieherinnen, welche in der Zeit zwischen 
den 23.11. und 26.11.2020 mit dem Indexfall Kontakt hatten, wurde 
die häusliche Absonderung dieser der Kindertagesstättenleiterin am 
29.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine Per-
son an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 

mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder, Praktikanten 
und Erzieher der Kindertagesstätte  
„Spatzennest“, Am alten Sportplatz 1,  
04654 Frohburg
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an die Kinder, Praktikanten 

und Erzieher, welche zwischen den 23.11.2020 und 26.11.2020 in 
der Tagesstätte mit dem Indexfall in der Kindertagesstätte „Spat-
zennest“, Am alten Sportplatz 1, 04654 Frohburg, Kontakt hatten.

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 10.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im Haushalt leben. Ferner 
ist es ihnen untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, die 
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kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna, erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendeva-
riante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 30.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten 
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 5a 
der Oberschule „Maxim Gorki“ Frohburg, 
August-Bebel-Straße 32, 04654 Frohburg
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 5a 
der Oberschule „Maxim Gorki“ Frohburg, August-Bebel-Straße 
32, 04654 Frohburg.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 09.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Oberschule „Maxim Gorki“ in Frohburg ge-
hört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die 

sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kinder-
tagesstätte „Spatzennest“ wurde dem Gesundheitsamt am 29.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kontakt zu den 
Kindern, Praktikanten und Erzieherinnen, welche in der Zeit zwischen 
den 23.11. und 26.11.2020 mit dem Indexfall Kontakt hatten, wurde 
die häusliche Absonderung dieser der Kindertagesstättenleiterin am 
29.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine Per-
son an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
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und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse. Die An-
ordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Personenkreis 
ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den Schutzzweck 
des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung des neuartigen 
Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 2 b 
der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma, 
Vorwerkstraße 34, 04668 Grimma
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 
2b der Grunschule „Bücherwurm“ Grimma, Vorwerkstraße 34 in 
04668 Grimma.

Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen. Eine Person 
der Oberschule „Maxim Gorki“ in Frohburg ist an COVID 19 erkrankt 
und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der 
Oberschule wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 5a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
ist. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Oberschule „Maxim Gorki“ in Frohburg ist an COVID 
19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkran-
kung an der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 5a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt 
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Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma ist an COVID 
19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkran-
kung an der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2b wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Ver-
waltungsaktes verzichtet. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG  
i. V. m. § 6 der Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntma-
chung im Landkreis Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die All-
gemeinverfügung als Notbekanntmachung auf der Webseite des Land-
kreises Leipzig (www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 26.11.2020 bis 04.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch von 
Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. Kon-
takte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule „Bücherwurm“ Grimma gehört, 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma ist an COVID 
19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkran-
kung an der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2b wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleitung am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
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Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen. Eine Person 
der Oberschule Grimma ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-
CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Oberschule Grimma 
wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in der Klasse 
6 a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber dem Schulleiter 
am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine 
Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Oberschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Oberschu-
le Grimma wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten 
in der Klasse 6 a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber 
dem Schulleiter am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, und es be-
stand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse. Die Anordnung der 
Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Personenkreis ist daher 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna, erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendeva-
riante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 6 a  
der Oberschule Grimma, Wallgraben 23, 
04668 Grimma
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 6a 

der Oberschule Grimma, Wallgraben 23, 04668 Grimma.
2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 

hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit im-
mer weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im 
Landkreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Men-
schen zusammenkommen, zu denen auch die Oberschule Grimma ge-
hört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die 
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2. Die Allgemeinverfügung vom 26.11.2020 wird dahingehend ent-
sprechend abgeändert.

3. Im Übrigen behält die Allgemeinverfügung vom 26.11.2020 ihre 
Gültigkeit.

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
Der Landkreis Leipzig hat mit seiner Allgemeinverfügung vom 26. 
November 2020 die häusliche Absonderung aller Schüler der Klasse 6a 
der Oberschule Grimma, Am Wallgraben 23 in 04668 Grimma für den 
Zeitraum 25.11.2020 bis 01.12.2020 angeordnet. Nunmehr ist eine wei-
tere Person der Oberschule Grimma an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Diese Erkrankung wurde dem Gesund-
heitsamt am 28.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund dieses erneu-
ten positiven Falls und stattgefunden Kontakten in der Klasse 6a wurde 
die häusliche Absonderung entsprechend bis zum 09.12.2020 verlängert. 
Dies wurde gegenüber der Schulleitung am 30.11.2020 mündlich ange-
ordnet. Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2, § 16, § 54 des IfSG 
in Verbindung mit § 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfS-
GZuVO) sachlich für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG). Die Änderung der 
Allgemeinverfügung vom 26. November 2020 beruht auf § 48 Abs. 1 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit § 1 des Ge-
setzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG). Da hier weite-
re Kontakte zu einer an COVID 19 erkrankten Person in der Klasse 6a zu 
einem späteren Zeitpunkt stattgefunden haben, ist die Verlängerung der 
häuslichen Absonderung bis zum 09.12.2020 notwendig.
Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig vom 26. November 
2020 war mithin dahingehend abzuändern.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Änderung der Allgemeinverfügung vom  
27. November 2020 - Anordnung der  
häuslichen Absonderung für die Schüler der 
Klasse 2b der Grundschule „Bücherwurm“ 
Grimma, Vorwerkstraße 34, 04668 Grimma
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig vom 27. No-
vember 2020 wird dahingehend geändert, als dass die mit Ver-
fügung vom 27.11.2020 im Zeitraum 26.11.2020 bis 04.12.2020 
angeordnete häusliche Absonderung für die Klasse 2b bis zum 
10.12.2020 verlängert wird. Dies wurde den betroffenen Personen 
über die Schulleitung vorab mündlich mitgeteilt.

geeignet, erforderlich und angemessen, um den Schutzzweck des IfSG 
zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung des neuartigen Corona-
virus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna, erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendeva-
riante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 26.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Änderung der Allgemeinverfügung vom  
26. November 2020 - Anordnung der  
häuslichen Absonderung für die Schüler der 
Klasse 6a der Oberschule Grimma,  
Am Wallgraben 23, 04668 Grimma
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig vom 26. No-
vember 2020 wird dahingehend geändert, als dass die mit Ver-
fügung vom 26.11.2020 im Zeitraum 25.11.2020 bis 01.12.2020 
angeordnete häusliche Absonderung für die Klasse 6a bis zum 
09.12.2020 verlängert wird. Dies wurde den betroffenen Personen 
über die Schulleitung vorab mündlich mitgeteilt.
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2. Für die Schüler der Klassen 5d, 6c, 7a, 8b, 9a RS, 10a wird für 
den Zeitraum vom 16.11.2020 bis 26.11.2020 die häusliche Ab-
sonderung angeordnet. Dies wurden den betroffenen Personen 
über die Schulleitung vorab mündlich mitgeteilt.

3. Für die Klasse 7d wird für den Zeitraum vom 16.11. bis 23.11. 
die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wurden den betrof-
fenen Personen über die Schulleitung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Für die Klasse 8a wird für den Zeitraum vom 16.11. bis 24.11. 
die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wurden den betrof-
fenen Personen über die Schulleitung vorab mündlich mitgeteilt

5. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im Haushalt leben. Ferner 
ist es ihnen untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, die 
nicht im selben Haushalt leben. Kontakte innerhalb des Haushal-
tes sind zu minimieren.

6. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

7. Bei Auftreten einer der in Ziffer 6 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

8. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 7 dieser Verfügung nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in ei-
ner geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen 
Amtsgericht vor.

9. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, 
so hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende 
Verpflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

10. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch das Oberschule Grimma, Wallgraben 23, 04668 
Grimma gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertra-
gen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend er-
forderlich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Personen der Oberschule aus verschiedenen Klassenstufen sind an 
COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die 
Erkrankungshäufung an der Oberschule wurde dem Gesundheitsamt 
am 15.11.2020 erstmals zur Kenntnis gebracht. Aufgrund mehrerer Er-
krankungen mit Kontakten in mehreren Klassen wurde die Quarantäne 
der o.g. Klassen gegenüber dem Schulleiter am 16.11.2020 mündlich 
angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind vier Personen an COVID 19 
nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 

2. Die Allgemeinverfügung vom 27.11.2020 wird dahingehend ent-
sprechend abgeändert.

3. Im Übrigen behält die Allgemeinverfügung vom 27.11.2020 Ihre 
Gültigkeit.

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
Der Landkreis Leipzig hat mit seiner Allgemeinverfügung vom 27. No-
vember 2020 die häusliche Absonderung aller Schüler der Klasse 2b 
der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma, Vorwerkstraße 34 in 04668 
Grimma für den Zeitraum 26.11.2020 bis 04.12.2020 angeordnet.
Nunmehr ist eine weitere Person der Grundschule „Bücherwurm“ 
Grimma an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich be-
stätigt. Diese Erkrankung wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund dieses erneuten positiven Falls und 
stattgefundenen Kontakten in der Klasse 2b wurde die häusliche Ab-
sonderung entsprechend bis zum 10.12.2020 verlängert. Dies wurde 
gegenüber der Schulleitung am 01.12.2020 mündlich angeordnet.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2, § 16, § 54 des IfSG in 
Verbindung mit § 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz  
(IfSGZuVO) sachlich für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zustän-
dig. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1  
Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die Änderung der Allgemeinverfügung vom 26. November 2020 beruht 
auf § 48 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung 
mit § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Ver-
waltungszustellungsgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG).
Da hier weitere Kontakte zu einer an COVID 19 erkrankten Person in der 
Klasse 2b zu einem späteren Zeitpunkt stattgefunden haben, ist die Ver-
längerung der häuslichen Absonderung bis zum 10.12.2020 notwendig.
Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig vom 26. November 
2020 war mithin dahingehend abzuändern.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klassen 5d, 
6c, 7a, 7d, 8a, 8b, 9a RS, 10a der Oberschule 
Grimma, Wallgraben 23, 04668 Grimma
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der o.g. 
Klassen 5d, 6c, 7a, 7d, 8a, 8b, 9a RS, 10a der Oberschule Grim-
ma, Wallgraben 23,04668 Grimma der Oberschule Grimma.
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zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 16.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klassen 2a 
und 3 II der Grundschule „Bücherwurm“ 
Grimma, Vorwerkstraße 34, 04668 Grimma
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klassen 
2b und 3 II der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma, Vorwerk-
straße 34 in 04668 Grimma.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 10.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht.

IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Personen der Oberschule aus verschiedenen Klassenstufen sind an 
COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die 
Erkrankungshäufung an der Oberschule Grimma wurde dem Gesund-
heitsamt am 15.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund mehrerer Er-
krankungen mit Kontakten in mehreren Klassen wurde die Quarantäne 
der o.g. Klassen gegenüber dem Schulleiter am 16.11.2020 mündlich 
angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind vier Personen an COVID 19 
nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
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Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte. Es ist der im 
allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heran-
zuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso 
geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgenschwerer 
der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür sprechen das Ziel 
des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefahrenabwehr zu er-
möglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass die betroffenen 
Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswirkungen 
auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich gefährlich sind.
Personen der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an 
der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 erstmals 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankungen und Kontakten in-
nerhalb des Schulhortes zu den Klassen 2a und 3 II wurde die Qua-
rantäne der o. g. Klassen gegenüber der Schulleitung am 01.12.2020 
mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an 
COVID 19 nachweislich erkrankt und es bestand innerhalb des Schul-
hortes Kontakt zur o. g. Klassen.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule „Bücherwurm“ Grimma gehört, 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Personen der Grundschule „Bücherwurm“ Grimma ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an 
der Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 erstmals 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankungen und Kontakten in-
nerhalb des Schulhortes zu den Klassen 2a und 3 II wurde die Qua-
rantäne der o. g. Klassen gegenüber der Schulleitung am 01.12.2020 
mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an 
COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
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Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung Internationalen 
Gymnasium Geithain wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 5 a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse 
gegenüber dem Schulleiter am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 5a 
Internationalen Gymnasiums Geithain,  
Friedrich-Fröbel-Straße 1 in 04643 Geithain
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 
5a des Internationalen Gymnasiums Geithain, Friedrich-Fröbel-
Straße 1, 04643 Geithain.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 28.11.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen 
zusammenkommen, zu denen auch die Internationales Gymnasium 
Geithain gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell über-
tragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend er-
forderlich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person des Gymnasiums ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung Internationalen 
Gymnasium Geithain wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 5 a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse 
gegenüber dem Schulleiter am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
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Die Namen aller Personen, mit denen in dem in Ziffer 3 genann-
ten Zeitraum in unvermeidbaren Kontakt getreten wird, sowie die 
Dauer des jeweiligen Kontakts sind täglich schriftlich zu doku-
mentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch das Grundschule Kitzscher und Schulhort gehören 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Personen der Grundschule und Hortbetreuung sind an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungs-
häufung an der Grundschule Kitzscher wurde dem Gesundheitsamt am 
25.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund mehrerer Erkrankungen 
mit Kontakten in allen Klassen und dem Hort wurde die Schließung der 
Schule gegenüber dem Schulleiter am 25.11.2020 mündlich angeord-
net. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich 
erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten 
oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade in Einrich-
tungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch 

aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 26.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler, Lehrer und 
Erzieher und Mitarbeiter des Kinderhortes 
Kitzscher sowie Grundschule Kitzscher,  
Robert-Koch-Straße 25, 04567 Kitzscher
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler, Lehrer, Hor-
terzieher, Praktikanten und Schulbegleiter der Grundschule Kitz-
scher und des dazugehörigen Schulhortes.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 07.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. 
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Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder und Erzieher der 
Kindertagesstätte „Hohburger Zwerge“, 
Am Lossatal 24 - 26, 04808 Lossatal
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an die Kinder der Gruppe 
„Zwerg Nase“ und der Erzieherin, welche am 23 und 24.11.2020 
mit dem Indexfall in der Kindertagesstätte „Hohburger Zwerge“, 
Am Lossatal 24 - 26, 04808 Lossatal Kontakt hatten.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 27.11.2020 bis 08.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen 
zusammenkommen, zu denen auch die Kindertagesstätte „Hohburger 
Zwerge“, Am Lossatal 24 - 26, 04808 Lossatal gehört, kann der Krank-
heitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so 
lange wie möglich zu unterbrechen. Eine Person der Kindertagesstätte 
ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestä-
tigt. Der Erkrankungsfall in der Kindertagesstätte „Hohburger Zwerge“ 
wurde dem Gesundheitsamt am 27.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Auf-
grund der Erkrankung mit Kontakt zu den Kindern der Gruppe „Zwerg 
Nase“ und Erziehern, wurde die häusliche Absonderung dieser der 
Kindertagesstättenleiterin am 27.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-

zu Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine längere 
Zeit zusammen sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung 
von Krankheitserregern kommen. Das Erreichen des vom Gesetzgeber 
mit dem IfSG verfolgten Zwecks (§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, 
wenn die zuständige Behörde in jedem Einzelfall und auch dann, wenn 
es im Einzelfall um nicht zu kontrollierende oder zu rekonstruierende 
Kontaktketten geht, nur auf Grundlage eines tatsächlich nachweisba-
ren Kontakts zu allen in der Einrichtung befindlichen Personen tätig 
werden dürfte. Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht 
geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des 
Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je grö-
ßer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. 
Dafür sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive 
Gefahrenabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, 
dass die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und 
ihren Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich 
gefährlich sind.
Personen der Grundschule sind an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungshäufung an der 
Grundschule Kitzscher wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund mehrerer Erkrankungen mit Kontakten in 
allen Klassen wurde die Schließung der Schule gegenüber dem Schul-
leiter am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist 
eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, jedoch bestanden in-
nerhalb der Schule und des Schulhortes sehr viele nicht nachzuverfol-
gende Kontakte.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 25.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de
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mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 2 a 
des Bildungszentrum Püchau e. V.,  
Hauptstraße 4, 04827 Machern
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 2a des 
Bildungszentrum Püchau e. V., Hauptstraße 4 in 04827 Machern.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 03.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten.

ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Kindertagesstätte ist an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Der Erkrankungsfall in der Kin-
dertagesstätte „Hohburger Zwerge“ wurde dem Gesundheitsamt am 
27.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung mit Kon-
takt zu den Kindern der Gruppe „Zwerg Nase“ und Erziehern, wurde 
die häusliche Absonderung dieser der Kindertagesstättenleiterin am 
27.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine Per-
son an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
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Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit 
zusammen sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von 
Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person des Bildungszentrum Püchau e. V. ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung 
am Bildungszentrum wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschieben-
de Wirkung. Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 
Abs. 1 IfSG kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Die Namen aller Personen, mit denen in dem in Ziffer 3 genann-
ten Zeitraum in unvermeidbaren Kontakt getreten wird, sowie die 
Dauer des jeweiligen Kontakts sind täglich schriftlich zu doku-
mentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch das Bildungszentrum Püchau e. V. gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person des Bildungszentrum Püchau e. V. ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung 
am Bildungszentrum wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten 
oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade in Einrich-
tungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu 
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für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person des Bildungszentrum Püchau e. V. ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung 
am Bildungszentrum wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 2 a 
des Bildungszentrum Püchau e. V.,  
Hauptstraße 4, 04827 Machern
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 2a 
des Bildungszentrum Püchau e. V., Hauptstraße 4 in 04827 Ma-
chern.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 03.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch das Bildungszentrum Püchau e. V. gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person des Bildungszentrum Püchau e. V. ist an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung 
am Bildungszentrum wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 25.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
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meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule am Schlosspark Machern gehört, 
kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infekti-
onsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
am Schlosspark Machern wurde dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2b wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 

irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 2 b 
der Grundschule am Schlosspark Machern, 
Goethestraße 1, 04827 Machern
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 

2b der Grundschule am Schlosspark Machern, Goethestraße 1 in 
04827 Machern.

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 23.11.2020 bis 06.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
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Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler und Lehrer der 
Grundschule Mutzschen und die Erzieher des 
Schulhortes Mutzschen, Robert-Koch-Str. 6
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler, Lehrer, Hort-
erzieher, Praktikanten und Schulbegleiter der Grundschule Mutz-
schen und des dazugehörigen Schulhortes der Gemeinde Mutz-
schen.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 23.11.2020 bis 06.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im Haushalt leben. Ferner 
ist es ihnen untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, die 
nicht im selben Haushalt leben. Kontakte innerhalb des Haushaltes 
sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig. Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen 
zusammenkommen, zu denen auch die Grundschule und der Schulhort 
Mutzschen, Robert-Koch-Straße 6 gehören, kann der Krankheitserreger 
besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 
es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lange wie mög-
lich zu unterbrechen.
Personen der Grundschule aus verschiedenen Klassenstufen sind an 
COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die 
Erkrankungshäufung an der Grundschule Mutzschen wurde dem Ge-
sundheitsamt am 22.11.2020 und 23.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund mehrerer Erkrankungen mit Kontakten in allen Klassen wur-
de die Schließung der Schule gegenüber dem Schulleiter am 23.11.2020 
mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an 
COVID 19 nachweislich erkrankt.

sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs. 1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
am Schlosspark Machern wurde dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 
zur Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 2b wurde die Quarantäne der o. g. Klasse ge-
genüber der Schulleiterin am 23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de
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Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 23.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Änderung der Allgemeinverfügung vom  
27.November 2020 - Anordnung der 
 häuslichen Absonderung für die Schüler und 
Lehrer, ausgenommen der Schulleitung, der 
Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium  
Markkleeberg, Mehringstraße 8,  
04416 Markkleeberg vom 27.11.2020
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig vom 27. No-
vember 2020 wird dahingehend geändert, als dass hiervon die 
Klasse 7b der Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium Markklee-
berg ausgenommen ist.

2. Die Allgemeinverfügung vom 27.11.2020 wird dahingehend ent-
sprechend abgeändert.

3. Im Übrigen behält die Allgemeinverfügung vom 27.11.2020 Ihre 
Gültigkeit.

II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule sowie ein Mitarbeiter des Schulhortes 
sind an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich be-
stätigt. Die Erkrankungshäufung an der Grundschule Mutzschen wur-
de dem Gesundheitsamt am 22.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Auf-
grund mehrerer Erkrankungen mit Kontakten in allen Klassen wurde 
die Schließung der Schule gegenüber dem Schulleiter am 23.11.2020 
mündlich angeordnet, da auch weitere Erkrankungsfälle im Schulhort 
bekannt wurden. Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an COVID 
19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
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Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler und Leh-

rer der Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium Markkleeberg, 
Mehringstraße 8 in 04416 Markkleeberg. Ausgenommen hiervon 
sind die Schulleitung und die Lehrer, welche sich bereits in einer 
individuell ausgesprochenen häuslichen Absonderung befinden 
bzw. deren Quarantäne abgelaufen ist oder demnächst abläuft.

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die Schüler der Klasse 7a wird für den Zeitraum vom 
25.11.2020 bis 04.12.2020 die häusliche Absonderung angeordnet. 
Dies wurde den betroffenen Personen über die Schulleitung vorab 
mündlich mitgeteilt.

4.	 Für die Schüler der Klasse 7e wird für den Zeitraum 21.11.2020 
bis 03.12.2020 die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wur-
de den betroffenen Personen über die Schulleitung vorab münd-
lich mitgeteilt.

5.	 Für die Schüler der Klasse 12 wird für den Zeitraum 25.11.2020 
bis 07.12.2020 die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wur-
de den betroffenen Personen über die Schulleitung vorab münd-
lich mitgeteilt

6.	 Für die Schüler des Schulchores wird für den Zeitraum 25.11.2020 
bis 04.12.2020 die häusliche Absonderung angeordnet. Dies wur-
de den betroffenen Personen über die Schulleitung vorab münd-
lich mitgeteilt.

7.	 Für die übrigen der nach Ziffer 1) dieser Verfügung erfassten 
Schüler und Lehrer der Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium 
Markkleeberg wird für den Zeitraum 28.11.2020 bis 11.12.2020 
die häusliche Absonderung angeordnet.

8.	 Es ist en unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch von 
Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. Kon-
takte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

9.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

10.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

11.	 Wird en Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

12.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammen-
kommen, zu denen auch die Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium 
Markkleeberg gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell 
übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend 
erforderlich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Personen des Gymnasiums Markkleeberg sind an COVID 19 erkrankt 
und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungshäufung 
an der Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium Markkleeberg wurde 
dem Gesundheitsamt erstmals am 20.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund der Erkrankungen und stattgefundenen Kontakten wurde die 
Quarantäne einzelner Klassen gegenüber der Schulleitung erstmals am 
21.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind drei Per-
sonen an COVID 19 nachweislich erkrankt.

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
Der Landkreis Leipzig hat mit seiner Allgemeinverfügung vom 27. No-
vember 2020 die häusliche Absonderung aller Schüler und Lehrer der 
Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium Markkleeberg, Mehringstraße 
8 in 04416 Markkleeberg für den Zeitraum 28.11.2020 bis 11.12.2020 
angeordnet.
Ausgenommen hiervon waren die Schulleitung und die Lehrer, welche 
sich bereits in einer individuell ausgesprochenen häuslichen Abson-
derung befinden bzw. deren Quarantäne abgelaufen ist oder demnächst 
abläuft sowie die Klassen 7a, 7e, 12 und die Schüler des Schulchores, 
für die abweichende Zeiträume der häuslichen Absonderung bestimmt 
waren und in der Allgemeinverfügung vom 27.11.2020 entsprechend 
benannt wurden. Für die Klasse 7 b wurde im Vorfeld jedoch ebenfalls 
ein abweichender Zeitraum der häuslichen Absonderung angeordnet, 
welcher bereits am 26.11.2020 endete.
Nachgewiesene Kontakte haben nach Ablauf der häuslichen Abson-
derung mit Schülern der Klasse 7 b jedoch nicht stattgefunden.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2, § 16, § 54 des IfSG in 
Verbindung mit § 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (If-
SGZuVO) sachlich für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Regelung 
des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für 
den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 
3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die Änderung der Allgemeinverfügung vom 27. November 2020 beruht 
auf § 48 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung 
mit § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und 
Verwaltungszustellungsgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwV-
fZG). Für eine Anordnung einer erneuten häuslichen Absonderung der 
Klasse 7 b der Rudolf-Hildebrandt-Schule, Gymnasium Markkleeberg 
besteht kein Anlass, da die Kontakte nicht mit Schülern der Klasse 7 
b stattgefunden haben. Die Klasse 7 b ist daher von der Allgemeinver-
fügung vom 27.11.2020 ausgenommen.
Die Allgemeinverfügung des Landkreises Leipzig vom 27. November 
2020 war mithin dahingehend abzuändern.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der 
Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 30.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler und Lehrer,  
ausgenommen der Schulleitung,  
der Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium 
Markkleeberg, Mehringstraße 8,  
04416 Markkleeberg
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
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der Schulleitung, notwendig. Die Anordnung der Quarantäne für den 
unter Ziffer 1 genannten Personenkreis ist daher geeignet, erforderlich 
und angemessen, um den Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und 
eine weitere Ausbreitung des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Diese Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für
- die Schüler der Klasse 4 a sowie
- die Schüler der Klasse 4b die am 19.11.2020 gemeinsam mit 

Schülern der Klasse 4a am Ethikunterricht teilgenommen ha-
ben und

- die Schüler der Klasse 4 d, die nicht am Musikprojekt „Geige 
und Co.“ teilnehmen und hierdurch am 20.11.2020 gemeinsam 
mit Schülern der Klasse 4a regulären Musikunterricht hatten

der Grundschule Markkleeberg West, Rathausstraße 75 in 04416 
Markkleeberg
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende

Aufgrund der hohen Durchmischung der Schülergruppen ist eine Nach-
verfolgung der Kontakte nicht mehr möglich. Daher ist die Anordnung 
der häuslichen Absonderung für alle Schüler und Lehrer, ausgenommen 
der Schulleitung, notwendig.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Personen des Gymnasiums Markkleeberg sind an COVID 19 erkrankt 
und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungshäufung 
an der Rudolf-Hildebrand-Schule, Gymnasium Markkleeberg wurde 
dem Gesundheitsamt erstmals am 20.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund der Erkrankungen und stattgefundenen Kontakten wurde die 
Quarantäne einzelner Klassen gegenüber der Schulleitung erstmals am 
21.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind drei Per-
sonen an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Aufgrund der hohen Durchmischung der Schülergruppen ist eine Nach-
verfolgung der Kontakte nicht mehr möglich. Daher ist die Anordnung 
der häuslichen Absonderung für alle Schüler und Lehrer, ausgenommen 
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festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o.g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschu-
le Markkleeberg West wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 4a, sowie zu den o.g.Schülern der Klasse 4b 
und den o.g. Schülern der Klasse 4 d, wurde die Quarantäne der o. g. 
Klassen und Schüler gegenüber der Schulleiterin am 25.11.2020 münd-
lich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 
nachweislich erkrankt, und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zur 
o.g. Klasse und Schülern.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können. Aufgrund der sich damit ergebenden, 
dringenden Handlungsnotwendigkeit zum Schutz der Bevölkerung vor 

Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich

- an alle Schüler der Klasse 4 a sowie
- an die Schüler der Klasse 4b die am 19.11.2020 gemeinsam mit 

Schülern der Klasse 4a am Ethikunterricht teilgenommen haben und
- an die Schüler der Klasse 4 d, die nicht am Musikprojekt „Geige 

und Co.“ teilnehmen und hierdurch am 20.11.2020 gemeinsam mit 
Schülern der Klasse 4a regulären Musikunterricht teilgenommen 
haben sowie an die

- Grundschule Markkleeberg West, Rathausstraße 75 in 04416 Mark-
kleeberg.

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 26.11.2020 bis 04.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule Markkleeberg West gehört, kann 
der Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektions-
ketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschu-
le Markkleeberg West wurde dem Gesundheitsamt am 25.11.2020 zur 
Kenntnis gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen 
Kontakten in der Klasse 4a, sowie zu den o.g.Schülern der Klasse 4b 
und den o.g. Schülern der Klasse 4 d, wurde die Quarantäne der o. g. 
Klassen und Schüler gegenüber der Schulleiterin am 25.11.2020 münd-
lich angeordnet. Zum derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 
nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3  
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
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7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule Markranstädt gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
Markranstädt wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
den Klassen 3b, 4c und 4d wurde die Quarantäne der o. g. Klassen 
gegenüber der Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
ist. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 

einer Ansteckung am neuartigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2  
Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor 
Erlass des belastenden Verwaltungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klassen 3b, 
4c und 4d der Grundschule Markranstädt, 
Neue Straße 31, 04420 Markranstädt
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klassen 
3b, 4c und 4d der Grundschule Markranstädt, Neue Straße 31 in 
04420 Markranstädt.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 09.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.
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Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 1 b 
der Grundschule Markranstädt,  
Neue Straße 31, 04420 Markranstädt
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung

1. Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 
1b der Grundschule Markranstädt, Neue Straße 31 in 04420 Mar-
kranstädt.

2. Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3. Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 26.11.2020 bis 07.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4. Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5. Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6. Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssymptome 
ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig zu 
verständigen.

7. Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule Markanstädt gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
Markranstädt wurde dem Gesundheitsamt am 26.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 1b wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Schulleiterin am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit  
§ 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sach-

kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
Markranstädt wurde dem Gesundheitsamt am 30.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
den Klassen 3b, 4c und 4d wurde die Quarantäne der o. g. Klassen 
gegenüber der Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum 
derzeitigen Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, 
und es bestand innerhalb der Schule Kontakt zu o.g. Klassen.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 01.12.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de
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irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt 
Landkreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. 
Der Widerspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Kinder, Erzieher und 
Praktikanten der Evangelischen  
Kindertagesstätte „Weltentdecker“,  
04683 Naunhof OT Fuchshain, Schulstraße 3
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Kinder, Erzieher, 

Praktikanten und Wirtschaftskraft der Kindertagesstätte „Welt-
entdecker“, 04683 Naunhof OT Fuchshain, Schulstraße 3

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 23.11.2020 bis 01.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurde den betroffenen Personen über die Kinderta-
gesstättenleiterin vorab mitgeteilt.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 

lich für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig. Die örtliche 
Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Regelung des Ver-
waltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o. g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs. 1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule ist an COVID 19 erkrankt und mittels 
SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der Grundschule 
Markranstädt wurde dem Gesundheitsamt am 26.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 1b wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Schulleiterin am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt, und es be-
stand innerhalb der Schule Kontakt zur o. g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
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in Einrichtungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von 
Mensch zu Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine 
längere Zeit zusammen sind. Hier kann es daher zur massenhaften Aus-
breitung von Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs. 1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind. Personen der Kindertagesstätte sind an COVID 19 er-
krankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungs-
häufung in der Kindertagesstätte „Weltentdecker“ Fuchshain wurde 
dem Gesundheitsamt am 23.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund 
mehrerer Erkrankungen mit Kontakten in allen Gruppen wurde die 
Schließung der Schule gegenüber dem Kindertagesstättenleiterin am 
23.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind zwei 
Personen an COVID 19 nachweislich erkrankt.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Der Bescheid ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna, erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 24.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Entschädi-
gungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Kindertagesstätte „Weltentdecker“, Schulstraße 
3. 04683 Naunhof OT Fuchshain gehört, kann der Krankheitserreger 
besonders schnell übertragen werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 
es daher dringend erforderlich die Infektionsketten so lange wie mög-
lich zu unterbrechen.
Personen der Kindertagesstätte sind an COVID 19 erkrankt und mit-
tels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankungshäufung in der 
Kindertagestätte „Weltentdecker“ wurde dem Gesundheitsamt am 
23.11.2020 zur Kenntnis gebracht. Aufgrund mehrerer Erkrankungen 
mit Kontakten in allen Gruppen wurde die Schließung der Kindertages-
stätte gegenüber der Kindertagesstättenleiterin am 23.11.2020 münd-
lich angeordnet. Zum derzeitigen Stand sind zwei Personen an COVID 
19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie I 
notwendig. Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der 
ermittelten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Qua-
rantäne zu versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg 
von SARS-CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit 
erkrankten oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade 
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ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen.
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. 
durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten oder asympto-
matisch infizierten Personen kann es gerade in Einrichtungen wie einer 
Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu Mensch kom-
men, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit zusammen 
ist. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von Krankheits-
erregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§ 1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde 
in jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person der Grundschule Parthenstein ist an COVID 19 erkrankt 
und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der 
Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 29.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 3a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt und es be-
stand innerhalb der Schule Kontakt zur o.g. Klasse.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von  
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der Klasse 3a 
der Grundschule Parthenstein,  
Werner-Seelenbinder-Straße 7,  
04668 Parthenstein OT Großsteinberg
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
in der aktuell geltenden Fassung nachfolgende
Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klasse 3a 

der Grundschule Parthenstein, Werner-Seelenbinder-Straße 7 in 
04668 Parthenstein, OT Großsteinberg.

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 30.11.2020 bis 10.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Ver-
waltungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. 
Darüber hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises 
Leipzig bei fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangs-
weisen Absonderung der Bewohner durch Unterbringung in einer 
geeigneten abgeschlossenen Einrichtung beim zuständigen Amts-
gericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch die Grundschule Parthenstein gehört, kann der 
Krankheitserreger besonders schnell übertragen werden. Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforderlich die Infektionsket-
ten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person der Grundschule Parthenstein ist an COVID 19 erkrankt 
und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. Die Erkrankung an der 
Grundschule wurde dem Gesundheitsamt am 29.11.2020 zur Kenntnis 
gebracht. Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in 
der Klasse 3a wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der 
Schulleitung am 30.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen 
Stand ist eine Person an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
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wegssymptomatik und Fieber zu achten. Die Namen aller Perso-
nen, mit denen in dem in Ziffer 3 genannten Zeitraum in unver-
meidbaren Kontakt getreten wird, sowie die Dauer des jeweiligen 
Kontakts sind täglich schriftlich zu dokumentieren.

6.	 Bei Auftreten einer der in Ziffer 5 genannten Krankheitssympto-
me ist unverzüglich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig 
zu verständigen.

7.	 Wird den Anordnungen nach Ziffern 1 - 6 dieses Bescheides nicht 
Folge geleistet, wird hiermit die Durchsetzung im Wege der Verwal-
tungsvollstreckung durch unmittelbaren Zwang angedroht. Darüber 
hinaus behält sich das Gesundheitsamt des Landkreises Leipzig bei 
fehlender Mitwirkung die Beantragung der zwangsweisen Absonde-
rung der Bewohner durch Unterbringung in einer geeigneten abge-
schlossenen Einrichtung beim zuständigen Amtsgericht vor.

8.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft.

Begründung:
I.
Der Corona-Virus breitet sich auch im Freistaat Sachsen derzeit immer 
weiter aus. Täglich steigt die Anzahl der Neuinfizierten, auch im Land-
kreis Leipzig.
Besonders in Einrichtungen, in denen viele Menschen zusammenkom-
men, zu denen auch das Magnus-Gottfried-Lichtwer Gymnasium Wur-
zen gehört, kann der Krankheitserreger besonders schnell übertragen 
werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es daher dringend erforder-
lich die Infektionsketten so lange wie möglich zu unterbrechen.
Eine Person mit Kontakt zur Klassenstufe 11 des Gymnasiums Wurzen 
ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. 
Die Erkrankung am Magnus-Gottfried-Lichtwer Gymnasium Wurzen 
wurde dem Gesundheitsamt am 26.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in der Klas-
senstufe 11 wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der Schul-
leitung am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand 
sind fünf Personen an COVID 19 nachweislich erkrankt.
II.
Das Landratsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG in Verbindung mit § 1 
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sachlich 
für den Erlass dieser Allgemeinverfügung zuständig.
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Rege-
lung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG).
Die o.g. Anordnungen finden ihre Rechtsgrundlage in § 28 Abs. 1 
IfSG. Werden Krankheitsverdächtige oder Ansteckungsverdächtige 
festgestellt, trifft die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 IfSG die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Nach § 30 Abs. 1 Satz 2 
IfSG kann bei Krankheitsverdächtigen und Ansteckungsverdächtigen 
angeordnet werden, dass sie in einem geeigneten Krankenhaus oder in 
sonst geeigneter Weise abgesondert werden.
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infekti-
onsschutzgesetzes vermehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, 
Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass 
bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 
kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. Damit liegt eine übertragbare Krankheit vor. 
Bei einer solchen handelt es sich um eine durch Krankheitserreger, die 
unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, ver-
ursachte Krankheit, § 2 Nr. 3 IfSG.
Die Anordnungen ergehen nach pflichtgemäßem Ermessen und sind 
verhältnismäßig. Nach den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts 
sind die o. g. Schutzmaßnahmen bei Kontaktpersonen der Kategorie 
I notwendig.
Entsprechend der Empfehlungen des RKI sind aufgrund der ermittel-
ten Kontakte und Expositionen alle Kontaktpersonen in Quarantäne zu 
versetzen. Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-
CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder den Kontakt mit erkrankten 
oder asymptomatisch infizierten Personen kann es gerade in Einrich-
tungen wie einer Schule zu einer Übertragung des Virus von Mensch zu 
Mensch kommen, da eine Vielzahl von Personen über eine längere Zeit 

mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Verwal-
tungsaktes verzichtet.
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. § 6 der Sat-
zung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung im Landkreis 
Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die Allgemeinverfügung als 
Notbekanntmachung auf der Webseite des Landkreises Leipzig 
(www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 30.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung 
und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten  
(Infektionsschutzgesetz - IfSG)

Anordnung häusliche Absonderung  
(Quarantäne) für die Schüler der  
Klassenstufe 11 des  
Magnus-Gottfried-Lichtwer Gymnasiums 
Wurzen, Am Gymnasium 3, 04808 Wurzen
Das Landratsamt Landkreis Leipzig erlässt als zuständige Behörde ge-
mäß § 28 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 
nachfolgende
Allgemeinverfügung
1.	 Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle Schüler der Klassen-

stufe 11 des Magnus-Gottfried-Lichtwer Gymnasium Wurzen, 
Am Gymnasium 3 in 04808 Wurzen.

2.	 Soweit die nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so 
hat derjenige für die Einhaltung der diese Person treffende Ver-
pflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht.

3.	 Für die unter Ziffer 1 genannten Personen wird für den Zeitraum 
vom 25.11.2020 bis 05.12.2020 die häusliche Absonderung ange-
ordnet. Dies wurden den betroffenen Personen über die Schullei-
tung vorab mündlich mitgeteilt.

4.	 Es ist den unter Ziffer 1 genannten Personen untersagt, Besuch 
von Personen zu empfangen, die nicht im selben Haushalt leben. 
Kontakte innerhalb des Haushaltes sind zu minimieren.

5.	 Bei den unter 1 genannten Personen ist zweimal täglich die Kör-
pertemperatur zu messen und schriftlich zu dokumentieren sowie 
auf Krankheitssymptome, insbesondere das Auftreten von Atem-
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zusammen sind. Hier kann es daher zur massenhaften Ausbreitung von 
Krankheitserregern kommen.
Das Erreichen des vom Gesetzgeber mit dem IfSG verfolgten Zwecks 
(§1 Abs.1 IfSG) wäre kaum möglich, wenn die zuständige Behörde in 
jedem Einzelfall und auch dann, wenn es im Einzelfall um nicht zu 
kontrollierende oder zu rekonstruierende Kontaktketten geht, nur auf 
Grundlage eines tatsächlich nachweisbaren Kontakts zu allen in der 
Einrichtung befindlichen Personen tätig werden dürfte.
Es ist der im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadensein-
tritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und 
folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist. Dafür 
sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah-
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Abs.1 IfSG) sowie der Umstand, dass 
die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren 
Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen unterschiedlich ge-
fährlich sind.
Eine Person mit Kontakt zur Klassenstufe 11 des Gymnasiums Wurzen 
ist an COVID 19 erkrankt und mittels SARS-CoV-2-Abstrich bestätigt. 
Die Erkrankung am Magnus-Gottfried-Lichtwer Gymnasium Wurzen 
wurde dem Gesundheitsamt am 26.11.2020 zur Kenntnis gebracht. 
Aufgrund der Erkrankung und stattgefundenen Kontakten in der Klas-
senstufe 11 wurde die Quarantäne der o. g. Klasse gegenüber der Schul-
leitung am 26.11.2020 mündlich angeordnet. Zum derzeitigen Stand 
sind fünf Personen an COVID 19 nachweislich erkrankt und es bestand 
innerhalb der Schule Kontakt zur genannten Klassenstufe.
Die Anordnung der Quarantäne für den unter Ziffer 1 genannten Per-
sonenkreis ist daher geeignet, erforderlich und angemessen, um den 
Schutzzweck des IfSG zu verwirklichen und eine weitere Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus zu unterbinden.
Vor dem Hintergrund der epidemiologischen Lage und der sukzessi-
ven Ausbreitung des Erregers ist ein milderes, gleich geeignetes Mittel 
nicht gegeben. Die Quarantäne ist auch angemessen, da sie nicht außer 
Verhältnis zu dem mit der Quarantäne angestrebten Schutz höherwer-
tiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bewohner der 
Einrichtung und auch der Bevölkerung steht. Oberstes Ziel ist dabei, 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen und die Entwicklung soweit 
irgendwie möglich zu verlangsamen bzw. hinauszuschieben, um auf die 
aktuell als unausweichlich eingeschätzte weitere Zunahme der Verbrei-
tung insbesondere durch den Aufbau von medizinischen Behandlungs-
kapazitäten reagieren zu können.
Aufgrund der sich damit ergebenden, dringenden Handlungsnotwen-
digkeit zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ansteckung am neuar-
tigen Coronavirus wird nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG wegen 
Gefahr in Verzug auf eine Anhörung vor Erlass des belastenden Ver-
waltungsaktes verzichtet. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gem. § 41 Abs. 4 VwVfG  
i. V. m. § 6 der Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntma-
chung im Landkreis Leipzig (Bekanntmachungssatzung) wird die All-
gemeinverfügung als Notbekanntmachung auf der Webseite des Land-
kreises Leipzig (www.landkreisleipzig.de) veröffentlicht.
Hinweise
Die Verfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3  
i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschie-
bende Wirkung.
Eine Zuwiderhandlung gegen eine Anordnung nach § 30 Abs. 1 IfSG 
kann gemäß § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim Landratsamt Land-
kreis Leipzig, Stauffenbergstr. 4, 04552 Borna, erhoben werden. Der Wi-
derspruch kann auch elektronisch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: Gesundheitsamt@lk-l.de-mail.de.

Borna, den 27.11.2020

gez. Henry Graichen

Hinweis: Für weitere Informationen zu Quarantäne, Betreuung, Ent-
schädigungsregelungen siehe www.landkreisleipzig.de


